PAGE  
1

Vortrag von Dr. Reiner Klingholz auf der Veranstaltung „Wer ist das Volk? Neue Daten braucht das Land!“ am 20. Juni 2006

Volkszählung – Welche Daten braucht das Land?

Der deutsche Wald ist ein wichtiger Teil unserer Heimat. Er bedeckt rund ein Drittel der Landesfläche und wir wissen ziemlich gut Bescheid über ihn. Wir verfügen über die Daten einer Waldinventur Ende der 1980er Jahre sowie  einer zweiten aus den Jahren 2001 / 2002. Die im Stichprobenverfahren ermittelten Daten gelten als überaus verlässlich und bieten den Forstleuten und der Holzwirtschaft eine gute Planungsbasis – sie geben Auskunft über Baumarten, Holzvorräte, Totholz, Zuwachs der Waldfläche und die Art der Holznutzung.
Wer sich mit der Statistik der menschlichen Bevölkerung befasst, merkt schnell, dass auf diesem Feld die Datenlage weniger zuverlässig ist. 
Wir erleben aus guten Gründen eine intensiver werdende Diskussion um den demografischen Wandel. Wir beobachten eine erwachende Politik, die sich mit 30 Jahren Verzögerung dem Thema widmet. Wir wollen eine bessere Familienpolitik, wir wollen jene Menschen unterstützen, die gerne Familien gründen würden. Wir wollen unseren Zugewanderten und deren Kindern bessere Chance geben, sich zu integrieren. Aber wir wissen nicht so genau, wen wir dabei eigentlich ansprechen sollen. Wir wollen die Stadtentwicklung und die Infrastruktur planen – gerade in den demografischen Schwundregionen. Wir wollen die Sozialsysteme reformieren, aber wir wissen nicht genau, wer in diesem Land wo, was kann und tut.
Dies sind keine persönlichen Überlegungen für diesen Vortrag, sondern Zitate von Experten für Statistik, für Sozialsysteme, für Integration, die ich in den letzten Tagen auf das Thema Datenlage in Deutschland angesprochen habe.

Warum ist unsere Datenbasis so mangelhaft? Zum einen weil statistische Daten häufig über Fortschreibungen generiert werden und sich so zwangsläufig Fehler in die Register einschleichen. Die letzte Basiserhebung liegt ja schon eine Weile zurück. Diese Fehler führen dann zum Teil zu absurden Aussagen. In vielen Städten sind etwas wir deutlich mehr Haushalte als Wohneinheiten registriert. Es existieren verschiedene Zahlen über die in Deutschland lebenden Ausländer, die erheblich - um 600.000 Personen - voneinander abweichen. Die Lebenserwartung der Ausländer wird auf Medizinkongressen schon mal höher angegeben als die der Deutschen, weil sich nicht jeder der im Alter in seine Heimat zurückkehrt auch abmeldet und dann in den Registern endlos weiter altert. Es werden also auf Basis falschen Zahlen auch falsche Schlüsse gezogen. Nicht alles ist dabei nur skurril. Viele Planungsfehler aufgrund falscher Daten kommen das Gemeinwesen teuer zu stehen. 
Es gibt aber auch Fehler, weil bestimmte Daten nicht oder falsch erhoben werden. 
Da ist die Frage nach der Kinderzahl, die in Deutschland gar nicht gestellt werden darf – auch nicht im Mikrozensus. Wir wissen also nicht genau wie viele Kinder Frauen – und erst recht nicht wie viele die Männer haben. Aber genau diese Frage steht im Zentrum der heutigen Diskussion um die Familienpolitik. Dabei werden viele Milliarden Euro ausgegeben, in der Hoffung, man trifft mit der Förderung genau die Zielgruppen, die man treffen will. Die Gefahr einer enormen Fehlinvestition ist also zumindest gegeben.

Da ist die Frage nach der Kinderzahl bei Ausländern – beziehungsweise bei Migranten. Es wäre ganz praktisch sie zu kennen, denn damit ließe sich der künftige Integrationsbedarf ermitteln, auch auf regionaler Ebene. Die Erhebungspraxis ist hier sehr verwirrend und ein Zensus könnte dabei ein für alle Mal Klarheit schaffen.
Wenn etwa eine Frau – aus Argentinien, ledig mit zwei Kinder nach Deutschland kommt, in Deutschland heiratet, und ein drittes Kind bekommt, registriert sie die Statistik als Erstgebärende. Bleibt sie unverheiratet wird sie weiter als kinderlos geführt. Es macht auch noch einen Unterschied, ob sie einen Ausländer oder einen Einheimischen heiratet. Dabei geht es einzig um die Fertilität, also die Zahl der Kinder, die sie zur Welt gebracht hat.

Wir haben über mindestens die Hälfte aller Zugewanderten, über die Eingebürgerten Ausländer und Aussiedler keine Daten, weil bei uns der Migrationshintergrund der Menschen  – anders als in den meisten Industrienationen - nicht erfasst wird. Diese Daten wären sehr einfach über den Geburtsort der Eltern zu erfragen – ohne dabei die Persönlichkeitsrechte der Betroffenen zu verletzten.
Wir haben interessanterweise auf einem anderen Gebiet hervorragende Daten auf dem Tisch - über die Pisa Studie. Diese Untersuchung hat uns die Augen geöffnet , dafür dass in unseren Bildungssystem etwas fundamental falsch läuft. Pisa ermöglicht nicht nur einen internationalen Vergleich, sondern auch das Verschneiden von Daten untereinander. Deshalb haben wir jetzt schwarz auf weiß, dass Kinder aus sozial schwachen Haushalten, aus Migrantenfamilien, aus bildungsfernen Haushalten besonders schlecht in der Schule abschneiden. Und wir wissen, was zu tun wäre. 
Deshalb ist es wichtig, bei jeder Datenerhebung, vor allem bei einer Volkszählung, nicht nur Fragen nach der Existenz der Einzelnen zu stellen, sondern wie bei Pisa auch Fragen zum Lebenshintergrund. Um Defizite in der Gesellschaft aufzudecken. Aber auch, um Erfolge zu erkennen und daraus etwas zu lernen. 
Wenn wir in diesem Lande etwas verändern wollen - die Sozialsysteme, den Arbeitsmarkt, das Bildungssystem, die Familienpolitik - müssen wir zunächst einmal wissen, wer, wo mit welchen sozialen Eigenschaften lebt. Nicht um die Menschen auszuhorchen, sondern um gesellschaftlich dringend notwendige Veränderungen auf den Weg zu bringen. Gute Daten bedeuten nicht automatisch eine gute Politik. Aber ohne belastbare Plaungsdaten ist eine gute Politik selbst bei bester Absicht unmöglich. 
Wir sind uns vermutlich einig, dass eine Volkszählung – welcher Art auch immer - in Deutschland überfällig ist. Ich selbst würde dabei für eine Vollzählung plädieren, weil nur diese valide Daten in hoher regionaler Auflösung liefert – übrigens nach der überwiegenden Meinung der Experten und Politiker, wie die Umfrage im Vorfeld dieser Tagung ergeben hat. Die derzeit favorisierte Alternative zu einer Vollerhebung, der registergestützten Zensus, kann dies nicht.
Beide Methoden bilden die Wirklichkeit nicht zu 100 Prozent ab – das ist klar. Es gibt immer statistische Fehler oder Erhebungsfehler, auch bei einem Registerabgleich – denn erstens sind die Register fehlerhaft (zum Teil erheblich) und zweitens machen die Befrager und die Befragten bei den notwendigen Stichprobenerhebungen die gleichen Fehler wie bei einer Vollzählung. 
Die Regierungsparteien haben sich im Koalitionsvertrag darauf geeinigt, dass sich Deutschland an der auf EU-Ebene anstehenden Zensusrunde beteiligen will, die mit möglichst geringen Belastungen für die Bürgerinnen und Bürger und so kostengünstig wie möglich durchgeführt werden soll. Von Datenqualität ist nicht die Rede. Diese aber sollte das erste Kriterium bei einer Volkszählung sein, die selten stattfindet und große finanzielle Mittel erfordert. Denn gute Daten sind weit mehr wert als die Kosten die bei ihrer Erhebung anfallen. 
Wir plädieren aber – unabhängig von der Methode - vor allem dafür, dass bei einer Zählung wichtige weitergehende Frage gestellt werden. Die EU gibt bekanntlich nur einen Mindestfragebogen vor. Zusätzlich wären aus Sicht des Berlin-Instituts folgende Fragen wichtig:
· Geburtsort beider Elternteile, um den Migrationshintergrund zu ermitteln
· Religionszugehörigkeit 
· Muttersprache, im Haushalt gesprochene Sprache 
· Kinderzahl von Frauen und Männern
· Einkommensklasse 
· Bildungsabschluss
Welche Fragen tatsächlich für einen Zensus ausgewählt werden, sollte in einem für die Öffentlichkeit transparenten Dialog mit Experten herausgefunden werden, mit Sozialforschern, Wirtschaftsforscher, Marktforschern – am besten auch aus dem Ausland, wo man mehr Erfahrung mit Volkszählungen hat als bei uns.
Ich denke, dass die Bürger durch die Diskussion um den demografischen Wandel und die Notwenigkeit von Reformen ausreichend sensibilisiert sind, um solche Fragen zu akzeptieren. Man sollte deshalb den Bürgern Sinn und Zweck einer Volkszählung rechtzeitig klarmachen, man sollte den öffentlichen Diskurs suchen und die Gunst der Stunde nutzen, die uns die Diskussion um den demografischen Wandel beschert hat. 
